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tät zu wahren und seine Wirtschaft 

wieder aufzubauen. In diesem Zusam

menhang machte Zhu eine Zusage, 

ein Infrastrukturprojekt in Indonesi

en mit 40 Millionen Yuan zu finan

zieren. Ferner sollen Fachleute bei

der Seiten zusammenkommen, um die 

Exportchancen Indonesiens auf dem 

chinesischen Markt auszuloten. Ferner 

wurden verschiedene Abkommen zum 

Tourismus, zur engeren Zusammenar

beit der Zentralbanken beider Länder 

und zur Landwirtschaft unterzeichnet. 

(The Straits Times, 8.11.01) -ma-

6 Vietnam-Gespräche

Mitte November trafen sich Vertreter 

der Regierungen Chinas und Vietnams 

in Hanoi zur achten Runde der bilate

ralen Gespräche über strittige Grenz- 

und Territorialfragen. Es geht um eine 

exakte Demarkierung des Grenzver

laufs und andere Schritte „in der Folge 

der Unterzeichnung des Vertrags zur 

Grenzziehung im Golf von Tonkin und 

anderen Seegebieten“. Die Gespräche 

verliefen nach chinesischen Angaben 

,4m Geist der Freundschaft und Of

fenheit“. Ferner hätten sie einige po

sitive Ergebnisse gezeitigt. Zuvor hat

te es ein viel beachtetes Seminar zur 

Bestandsaufnahme in den beiderseiti

gen Beziehungen der letzten zehn Jah

re gegeben. Insgesamt wurden dort 37 

Reports zur „Wiederherstellung und 

Entwicklung der positiven Beziehun

gen zwischen Vietnam und China“ 

vorgetragen. Insbesondere die wirt

schaftlichen Beziehungen haben sich 

seit einigen Jahren dynamisch ent

wickelt. 2000 lag der bilaterale Han

delsaustausch bei gut zwei Milliarden 

US-Dollar. Aufgrund dieser jüngsten 

Entwicklungen sind offensichtlich die 

Voraussetzungen für persönliche Kon

takte auf höchster Ebene geschaffen. 

Vietnams Parteichef Nong Duc Nanh 

beabsichtigt, in nächster Zeit auf Ein

ladung Jiang Zemins China einen „of

fiziellen goodwill visit“ abzustatten. 

(BBC, 3.11., 16.11., 24.11.01) -ma-

7 Kanzler-Besuch

Im Rahmen einer Asienreise (Pakis

tan, Indien) besuchte Bundeskanzler 

Schröder vom 31. Oktober bis zum 

2. November die Volksrepublik Chi

na (Beijing, Dalian, Shanghai), ehe 

die Reise nach Russland fortgesetzt 

wurde. Neben dem Kanzler nahmen 

Wirtschafts- und Technologieminister 

Müller sowie Innenminister Schily als 

weitere Regierungsmitglieder an dem 

Besuch teil. Die Politiker wurden 

von der größten deutschen Delegati

on (180 Mitglieder) begleitet, die je

mals an einem offiziellen Chinabe

such teilgenommen hat. Der Schwer

punkt der Gespräche lag eindeutig auf 

Wirtschafts-, Investitions- und Han

delsfragen. Problematische Aspekte in 

den bilateralen Beziehungen blieben 

weitgehend ausgeklammert oder wur

den nur in diplomatisch dezenter Art 

der Pflicht halber erwähnt. So war 

es beiden Seiten möglich zu betonen, 

dass „there are no problems arising 

between Germany and China in terms 

of politics“. Bemerkenswert erscheint, 

dass es sich bereits um den dritten 

Chinabesuch des Kanzlers innerhalb 

von zweieinhalb Jahren handelte und 

dass im gleichen Zeitraum Chinas Mi

nisterpräsident Zhu Rongji zweimal in 

Deutschland war. Beide Seiten stimm

ten überein, dass der bilaterale Mei

nungsaustausch kontinuierlich fortge

setzt werden sollte. Zhu: „We have 

full confidence in the prospects for 

the development of the two coun- 

tries’ friendly Cooperation ... High- 

level leaders of the two countries 

should especially continue to visit one 

another and strengthen their consul- 

tations and coordination in internatio

nal affairs.“

Während der drei Tage wurden insge

samt 28 wirtschaftsbezogene Projekt

verträge unterzeichnet, darunter zwei 

Großprojekte der Konzerne Bayer und 

BASF. Mit dem Vollzug dieser Verträ

ge ist Deutschland nicht nur Chinas 

mit weitem Abstand größter europäi

scher Handelspartner, sondern auch 

der größte europäische Investor.

Das einzige prominente Thema neben 

den Wirtschaftsfragen war der Mei

nungsaustausch zur Bekämpfung des 

internationalen Terrorismus, in dessen 

Verlauf nach offiziellen Aussagen ei

ne nahezu vollständige Übereinstim

mung der Ansichten und Standpunkte 

sichtbar wurde. Beide Seiten betonten 

insbesondere die Notwendigkeit, den 

Vereinten Nationen eine Schlüsselrol

le in der Wahrung des internationalen 

Friedens zuzuweisen. (BBC, 31.10.01, 

2.11.01; XNA, 1.11.01; FAZ, 2.11.01; 

NZZ, 3.11.01) -ma-

Innenpolitik

8 Hauseigener Terrorismus?

— Vorwürfe der staatlichen 

Führung an Xinjiangs Uigu- 

ren

Im November haben offizielle Vertre

ter der staatlichen Führung Chinas 

Vorwürfe konkretisiert, wonach ui

gurische „Separatisten“ in Xinjiang, 

die Unterstützung von internationa

len Terrororganisationen erhielten, für 

mehrere Terroranschläge im In- und 

Ausland verantwortlich seien.

Nachdem Sprecher des Außenministe

riums am Rande des APEC-Gipfels in 

Shanghai bereits in der zweiten Ok

toberhälfte eine Verbindung zwischen 

der „ostturkestanischen“ Unabhängig

keitsbewegung in Xinjiang und dem 

Terrorismusnetzwerk um Osama Bin 

Laden hergestellt hatten, präsentier

ten sie Mitte November eine Liste von 

Attentaten, die angeblich auf das Kon

to uigurischer Untergrundorganisatio- 

nen gehen. So habe die „Islamische 

Reformpartei“ 1992 in einem Bus in 

Urumqi eine Bombe gezündet, die drei 

Menschenleben gefordert habe. Vier 

Personen seien weiteren Bombenan

schlägen der „Ostturkestanischen De

mokratischen Islamischen Partei“ im 

Jahr 1993 zum Opfer gefallen. Ein 

von der „Ostturkestanischen Partei für 

islamische Rechte und Gerechtigkeit“ 

initiierter Aufstand in einem Xinjian- 

ger Gefängnis im Jahr 1996 habe 15 

Menschenleben gefordert. Bombenat

tentate der „Ostturkestanischen Alli

anz für nationale Einheit“ in Urum

qi im Jahr 1997 hätten den Tod wei

terer neun Personen verursacht. Auch 

im Ausland hätten uigurische Grup

pen mehrere Terroranschläge began

gen, so ein Bombenattentat auf die 

chinesische Botschaft in Istanbul, den 

Mord an einem chinesischen Beamten 

in Kirgistan im Mai 2000 sowie an zwei 

lokalen Polizisten in Alma Ata, der 

Hauptstadt Kasachstans, im Septem

ber 2000.

Angesichts der seit den späten 1980er 

Jahren wachsenden und im Konflikt 

mit der chinesischen Staatsgewalt es

kalierenden Gewaltbereitschaft uiguri
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scher Freiheitskämpfer, wie sie auch 

von internationalen Quellen bestätigt 

wird, sind die Vorwürfe militanter Ge

walt nicht von der Hand zu weisen. 

Fragwürdig ist allerdings die selekti

ve Präsentation von Details mutmaß

lichen uigurischen „Terrorismus“, die 

einen merkwürdigen Kompromiss zwi

schen einer „Untertreibung“ des quan

titativen Ausmaßes der Gewalt (wohl 

in der Absicht, nicht den Eindruck 

geschwächter staatlicher Kontrolle zu 

vermitteln) und einer „Übertreibung“ 

der „terroristischen“ Qualität dersel

ben darstellt. In der Liste offenbart 

sich damit verstärkt das intensive Be

mühen der chinesischen Führung, den 

Kampf gegen terroristische Kräfte in 

Xinjiang zum Bestandteil des interna

tionalen Kampfes gegen den Terroris

mus zu machen. Sie übersieht aller

dings weiterhin, dass die Undurchsich

tigkeit der realen Situation in Xinjiang 

verhindert, ihren Kampf gegen den 

„hauseigenen“ Terror nachvollziehbar 

zu recht fertigen.

Unterdessen fanden sich in inter

nationalen Medien weitere Hinweise 

auf verschärfte staatliche Kontroll

maßnahmen in der Autonomen Region 

Xinjiang. So wurde Mitte November 

bekannt, dass ein Gericht in Xinjiang 

gegen vier Personen Todesurteile ver

hängt hat, von denen zwei sofort voll

streckt wurden. Weitere 24 Personen 

wurden zu Haftstrafen zwischen fünf 

und zwangzig Jahren verurteilt. Nach 

Darstellung örtlicher Sicherheitskräf

te handelte es sich bei den Verur

teilten um gewöhnliche Schwerverbre

cher. Ein Ostturkestanisches Infor

mationszentrum in Schweden berich

tete dagegen, dass den betreffenden 

Personen die Teilnahme an bewaff

neten Aufständen und landesspalteri

sche Aktivitäten zur Schaffung eines 

unabhängigen Ostturkestan zur Last 

gelegt worden seien. Insgesamt sollen 

zwischen dem 11. September und En

de November in Xinjiang mindestens 

sieben Todesurteile verhängt worden 

sein.

Auch die Kontrolle der religiösen Ak

tivitäten muslimischer Bevölkerungs

gruppen wurde weiter verschärft. Wie 

bereits im letzten Heft berichtet, wird 

gegenwärtig das religiöse Personal der 

Moscheen und Koranschulen, allen vo

ran 8.000 so genannte Imame, einer 

intensiven politischen Schulung unter

zogen (vgl. C.a., 2001/10, Ü 8). Die

Kampagne dient offensichtlich dem 

Ziel, einer Radikalisierung islamischer 

Kräfte vorzubeugen. Außerdem wur

de bekannt, dass Jugendliche vom Mo

scheebesuch abgehalten werden. An

geblich soll auch das Fasten während 

des Ramadan untersagt worden sein. 

Schließlich sollen 1.700 han-chinesi

sche Funktionäre in das im äußers

ten Westen Xinjiangs gelegene Kash- 

gar entsandt worden sein, um in die

ser als Hochburg des uigurischen Frei

heitskampfes bekannten Stadt die ge

sellschaftliche Stabilität und Ordnung 

aufrechtzuerhalten.

Auch außerhalb Xinjiangs scheint die 

staatliche Führung bemüht, eine Ra

dikalisierung muslimischer Bevölke

rungsteile zu verhindern. Im Mittel

punkt steht dabei die über das ganze 

Land verteilte Gruppe der Hui, deren 

Zahl offiziell mit 8,8 Mio. angegeben 

wird (zum Vergleich: 7,5 Mio. Uigu- 

ren, 1,3 Mio. Kasachen und 164,000 

Kirgisen). Die Hui gelten als Nach

kommen persischer, arabischer und 

türkischer Muslime, die vor rund tau

send Jahren den Islam nach China ge

bracht haben, sind aber im Lauf der 

Jahrhunderte ethnisch weitestgehend 

assimiliert worden. Von den Han-Chi

nesen unterscheiden sie sich nur noch 

durch die Ausübung ihrer islamischen 

Religion, die sie in der Vergangen

heit allerdings vehement gegen staat

liche Einschränkungen verteidigt ha

ben. Angesichts des latenten Unruhe

potenzials unter den Hui ist die staat

liche Führung im Umgang mit diesen 

bestrebt, stärkere Provokationen zu 

vermeiden. Eine besondere Verantwor

tung trägt hier die „Islamische Verei

nigung Chinas“, die als nationale Mas

senorganisation die muslimischen Be

völkerungsgruppen in China politisch 

vertritt und gleichzeitig eine landes

weite Kontrolle über diese Gruppen 

ausübt. Die Islamische Vereinigung 

Chinas leistet erhebliche Lobbyarbeit, 

wenn es etwa darum geht, die jährli

che Pilgerreise von rund 2.000 chine

sischen Muslimen nach Saudi-Arabien 

vorzubereiten und zu verhindern, dass 

die Pilgernden mit fundamentalisti

schem Gedankengut infiziert werden. 

Auch die offizielle chinesische Kri

tik an der Inkaufnahme ziviler Opfer 

bei den US-amerikanischen Militär

schlägen in Afghanistan und Protes

te gegen eine Ausweitung des Krieges 

auf andere islamische Staaten dürfte 

dem Bemühen Rechnung tragen, ei

ne Radikalisierung unter chinesischen 

Muslimen zu vermeiden. (Türkistan 

Newsletter, 15.11.01 (E-Mail-Vertei

ler); XNA, 16.11.01; SCMP 16.11.01; 

NZZ, 19.11.01; WSJ, 23.11.01; IHT, 

30.11.01) -hol-

9 Neues Weißbuch des Staats

rats zur Modernisierung Ti

bets

Das Informationsbüro des Staatsrats 

hat am 8. November ein neues Weiß

buch zur Modernisierung Tibets vor

gelegt. Anlass für die Publikation die

ses Weißbuches ist nach offiziellen An

gaben der fünfzigste Jahrestag der 

„friedlichen Befreiung“ Tibets in die

sem Jahr (vgl. C.a., 2001/5, Ü 12, 

2001/6, Ü 15).

Das Dokument, das zeitgleich auch in 

englischer Sprache veröffentlicht wor

den ist, reiht sich unter mehrere Weiß

bücher der chinesischen Regierung, die 

seit 1992 zu Tibet erschienen sind, so 

zuletzt ein Weißbuch zur Menschen

rechtssituation in Tibet vom Febru

ar 1998 und zur tibetischen Kultur 

vom Juni 2000 (vgl. C.a., 1992/9, 

Ü 15; 1998/2, Ü 8; 2000/6, Ü 29). 

Wie seine Vorgänger zielt auch das 

jüngste Weißbuch mit dem Titel „Ti

bets Pfad der Modernisierung“ (Xi- 

zang de xiandaihua fazhari) auf die 

Abwehr von Vorwürfen exiltibetischer 

Gruppen, internationaler Menschen

rechtsorganisationen und der chinakri

tischen westlichen Öffentlichkeit, die 

die staatliche Führung Chinas der Un

terdrückung der tibetischen Bevölke

rung und der Verletzung ihrer Men

schenrechte beschuldigen.

Das rund 16.000 chinesische Zeichen 

lange Dokument befasst sich program

matisch mit dem Thema der wirt

schaftlichen und sozialen Modernisie

rung Tibets, handelt im Rahmen der 

Darstellung des Modernisierungspro

zesses „nebenbei“ aber auch die Prob

lemkomplexe kultureller Autonomie, 

religiöser Glaubensfreiheit und politi

scher Partizipation der tibetischen Be

völkerung ab. Der Text gliedert sich 

in drei Teile, die dem tautologischen 

Grundmuster der meisten bisher vom 

Staatsrat veröffentlichten Weißbücher 

folgen: Einer Darstellung des histori

schen Entwicklungsprozesses folgt ei

ne Eulogie der Errungenschaften der 

Modernisierung, um schließlich mit
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tels dieser Errungenschaften die „his

torische Unausweichlichkeit“ der Mo

dernisierung Tibets zu „beweisen“ und 

daraus die Rechtmäßigkeit der staatli

chen Politik in dieser Region abzulei

ten.

Der erste Teil mit dem Titel „Die ra

sche gesellschaftliche Entwicklung Ti

bets“ handelt in altbekannter Wei

se die „Befreiung“ Tibets aus den 

Fesseln einer „feudalen Sklavengesell

schaft“ ab. Eine theokratische Elite 

habe die Region bis in die Mitte des 

20. Jahrhunderts mit Mitteln der Reli

gion gezielt in „extremer Armut, Rück

ständigkeit, Isolation und Niedergang“ 

gehalten, ein Zustand, der erst mit 

der „friedlichen Befreiung“ durch die 

chinesische Volksbefreiungsarmee und 

der Unterzeichnung des „17-Punkte- 

Abkommens“ im Mai 1951 beendet 

worden sei. Seither habe Tibet * mit 

tatkräftiger Unterstützung der Zent

ralregierung in Beijing eine rasche 

sozioökonomische Entwicklung durch

laufen. Reformen des politisch-kleri

kalen Systems, der in der Verfassung 

verankerte Schutz der regionalen Au

tonomie der tibetischen Bevölkerung 

und anderer ethnischer Minderheiten 

in Tibet, die Politik der Wirtschafts

reform und schließlich spezielle seit 

1994 vom Staatsrat beschlossene För

dermaßnahmen für Tibet hätten zu 

der raschen Modernisierung der Auto

nomen Region beigetragen, dank derer 

die Armut und Rückständigkeit heute 

weitestgehend überwunden seien.

waren es 60, 1998 bereits 125 Regelun

gen gewesen (vgl. C.a., 1998/2, Ü 8). 

In diesen Gesetzen und Bestimmun

gen seien zahlreiche Autonomierech

te für die tibetische und andere Min

derheiten vorgesehen, etwa in den Be

reichen politischer und administrati

ver Kompetenzen, der wirtschaftlichen 

Entwicklung, des Schutzes von Kultur 

und Bildung, der schriftlichen und ge

sprochenen Sprache, des Schutzes von 

Kulturgütern und Denkmälern, aber 

auch den Schutz wilder Tiere und der 

natürlichen Ressourcen der Region.

Besonders herausgestellt wird der 

Schutz der religiösen Freiheit und tra

ditionellen Lebensweise, der mittels 

statistischer Daten untermauert wird. 

So habe die Zentralregierung seit den 

1980er Jahren über 300 Mio. RMB 

Yuan sowie reichliche Bestände an 

Gold, Silber und anderen wertvollen 

Materialien aufgewendet, um die re

ligiösen Stätten der Tibeter instand 

zu setzen und zu schützen. Gegen

wärtig verfüge Tibet über 1.787 Klös

ter und andere religiöse Stätten so

wie über 46.000 Mönche und Non

nen. Gegenüber den identischen Zah

lenangaben des Weißbuches vom Jahr 

1998 hat damit offiziell keine Verän

derung stattgefunden, ein Befund, der 

im Kontrast zu wiederholten Meldun

gen internationaler Menschenrechtsor

ganisationen steht, die von Räumun

gen und ikonoklastischen Kampagnen 

gegen Klöster und dort lebende Mön

che und Nonnen berichtet haben.

der des Ständigen Ausschusses und 

78% der (Stellvertretenden) Vorsit

zenden der Regierung der Autono

men Region Tibet. 79% aller staat

lichen Funktionäre Tibets und 69% 

des technischen Fachpersonals werden 

von Tibetern bzw. Angehörigen ande

rer ethnischer Minderheiten gestellt. 

Im Vergleich mit den Zahlenangaben 

zur Zusammensetzung der Volkskon

gresse vom Februar 1998, die sich 

größtenteils noch auf die vorausgehen

de Legislaturperiode (1993-1998) des 

VIII. NVK bezogen, fällt auf, dass 

die Anteile der tibetischen Besetzung 

dieser legislativen Organe gerade auf 

den höheren Ebenen zurückgegangen 

sind. Demgegenüber lassen die Zahlen 

zur Besetzung von führenden Regie- 

rungsämtern mit Tibetern gegenüber 

1998 einen leichten Anstieg erkennen 

(vgl. C.a., 1998/2, Ü 8). Auffällig ist 

schließlich, dass wie zuvor auch in die

sem Weißbuch an keiner Stelle auf die 

personelle Besetzung führender Par- 

teiämter eingegangen wird. Wie be

kannt ist, bleiben die politischen ein

flussreichsten Ämter der Parteisekre

täre auf allen Ebenen bis heute in den 

Händen von Han-Chinesen.

Im dritten Teil mit dem Titel „Die his

torische Unausweichlichkeit der Mo

dernisierung Tibets“ schicken die Ver

fasser des Weißbuchs sich schließlich 

an, die objektive Notwendigkeit der 

chinesischen Herrschaft über Tibet zu 

begründen, die allein im Stande gewe

sen sei, die Region aus ihrer Rückstän

digkeit zu befreien und ihr zur Ent

wicklung zu verhelfen. So wird argu

mentiert, die Geschichte habe gezeigt, 

dass die erfolgreiche Modernisierung 

Tibets ein „untrennbarer Teil der Mo

dernisierung Chinas“ sei. Der politi

sche Vertretungsanspruch Chinas wird 

daraus abgeleitet, dass die Moderni

sierung Tibets im grundlegenden Inte

resse der tibetischen Bevölkerung lie

ge. Die enormen Beiträge der chine

sischen Zentralregierung und der Be

völkerung zur wirtschaftlichen Ent

wicklung dieser schwer zugänglichen 

und rückständigen Region untermau

ern diesen Anspruch.

Demgegenüber wird der tibetischen 

Exilregierung unter der Führung des 

Dalai Lama vorgeworfen, sich durch 

ihre „separatistischen“ Bestrebungen 

dem fundamentalen Interesse der tibe

tischen Bevölkerung nach wirtschaft

licher Entwicklung entgegenzustellen 

Der zweite Teil mit dem Titel „Tibets 

Modernisierungserfolge“ bietet einen 

R.undumschlag der Errungenschaften 

in den Bereichen Wirtschaft, In

frastruktur, Urbanisierung, Umwelt

schutz, Schutz der traditionellen tibe

tischen Kultur und Sprache, Schutz 

der Religionsfreiheit, Erhöhung des 

materiellen Lebensstandards und Ge

währleistung politischer Partizipation 

der tibetischen Bevölkerung, wie er 

aus Darstellungen sozialistischer Ju

biläumsschriften vertraut ist. Beson

deres Gewicht im Hinblick auf die 

Absicht des Weißbuchs, internationale 

Vorwürfe an die Adresse des chinesi

schen Staates zurückzuweisen, haben 

hier die Ausführungen zu den Auto

nomierechten, die der tibetischen und 

anderen ethnischen Minderheiten in 

der Region gewährt werden. Seit 1965 

seien über 160 lokale Gesetze und Be

stimmungen erlassen worden - 1992 

Interessant ist ferner das statistische 

Zahlenmaterial zur politischen Parti

zipation der tibetischen Bevölkerung. 

Danach stellt Tibet 19 Abgeordne

te des IX. Nationalen Volkskongres

ses (NVK) (darunter 80% Tibeter und 

Angehörige anderer ethnischer Min

derheiten). Der Volkskongress der Au

tonomen Region (Provinzebene) ist zu 

82%; die Volkskongresse auf Kreisebe

ne sind zu 93% und die auf Gemein

de-Ebene zu 99% mit Tibetern bzw. 

Angehörigen anderer ethnischer Min

derheiten besetzt. Auch die Führungs

ämter der Volkskongresse, der Re

gierungen, der Politischen Konsulta- 

tivkonferenzen, der Gerichtshöfe und 

Staatsanwaltschaften sind vornehm

lich durch Tibeter besetzt: Sie stel

len 71% der (Stellvertretenden) Vor

sitzenden des Ständigen Ausschus

ses des Volkskongresses der Autono

men Region Tibet, 80% der Mitglie
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und die Modernisierung der Region 

aus eigennützigem machtpolitischen 

Kalkül heraus gezielt zu hintertreiben. 

Im Text explizit aufgeführte Vorwürfe 

aus Kreisen um den Dalai Lama, Chi

na betreibe die „Auslöschung der eth

nischen Eigenarten der Tibeter“, die 

„Zerstörung der tibetischen Umwelt“, 

die „Ausbeutung tibetischer Boden

schätze“, die „han-chinesische Assimi

lierung Tibets“, die „Auslöschung der 

tibetischen Religion“ und die „Ausrot

tung der tibetischen Kultur“, stellten 

grobe Verzerrungen der Realität dar 

und verrieten die reaktionären Absich

ten der „Dalai-Lama-Clique“. Dieser 

gehe es nur darum, die gesellschaft

liche und politische Stabilität Tibets 

zu beeinträchtigen und die Moderni

sierung der Region mit allen Mitteln 

zu verhindern - ein Ansinnen, das 

die Illegitimität des politischen Vertre

tungsanspruchs des Dalai Lama ein

deutig belege und letztendlich zum 

Scheitern verurteilt sei.

Im Vergleich mit den früheren Weiß

büchern bietet das jüngste Weißbuch 

zu Tibet nur wenig Neues. Konse

quenter und offensiver als zuvor wird 

allerdings das Argument durchexer

ziert, dass die Modernisierung Tibets 

als prioritäres politisches Ziel ver

folgt werden müsse, während etwa 

der Schutz ethnischer Autonomierech

te nur nachrangige Bedeutung habe. 

Kulturelle, administrative und andere 

Autonomierechte der tibetischen Be

völkerung, so wird im Text immer wie

der kenntlich gemacht, dürften nicht 

die wirtschaftliche Entwicklung der 

Region behindern, die ja zudem im 

ureigenen Interesse der Tibeter liege. 

Zwischen dem Schutz regionaler Au

tonomie und der „objektiven“ Notwen

digkeit der Modernisierung müsse da

her ein ausgewogenes Verhältnis ge

wahrt werden.

Diese explizite Abwägung von Aspek

ten des materiellen Fortschritts einer

seits und der kulturellen Autonomie 

andererseits könnte Ansatzpunkte für 

einen Dialog über die reale Situation 

im heutigen Tibet bieten. Interessant 

ist in diesem Zusammenhang auch, 

dass das Weißbuch sich mehrere Ma

le auf wissenschaftliche Publikationen 

stützt, darunter auch auf ein Werk des 

amerikanischen Forschers Melvyn C. 

Goldstein mit dem Titel A History of 

Modern Tibet (1913-1951): The De- 

mise of the Lamaist State aus dem

Jahr 1991, das auch ins Chinesische 

übersetzt worden ist. Basierend auf 

mehrjähriger Feldforschung in West

china geht der Autor im Bemühen um 

eine differenzierte Darstellung auch in 

jüngeren Publikationen zur Tibetfra

ge mit der tibetischen Seite ebenso 

scharf ins Gericht wie mit der chine

sischen Seite. Die teilweise tibetkriti

schen Positionen Goldsteins waren be

reits mehrfach Anlass für offizielle chi

nesische Vertreter, Publikationen die

ses Autors für ihre Zwecke zu instru

mentalisieren. Die Zitierung signali

siert aber zugleich, dass die Verfas

ser des Weißbuchs inzwischen bewusst 

den Anschluss an die internationale 

Diskussion der Tibetfrage suchen.

Ein rationaler Dialog wird allerdings 

nach wie vor dadurch behindert, dass 

die offizielle Argumentation mit ih

rer euphemistischen, nur oberflächlich 

durch statistisches Material gestütz

ten Darstellung der Kernproblema

tik der „Tibet-Frage“ aus weicht, die 

in der wahrgenommenen Diskrepanz 

zwischen den formal zugestandenen 

und den faktisch weitgehend verwei

gerten Autonomierechten liegt. (GM- 

RB, 9.11.01, S. 3; XNA, 9.11.01; IHT, 

8.11.01; www.tibetinfo.net; mündliche 

Informationen von Dr. Thomas Hop

pe) -hol-

10 Proteste ausländischer Fa- 

lungong-Anhänger in Bei

jing

Nachdem die Proteste chinesischer Fa- 

lungong-Praktizierender seit dem Ja

nuar dieses Jahres abgeflaut sind, hat 

im November eine Gruppe westlicher 

Falungong-Anhänger auf dem Tianan- 

men-Platz in Beijing gegen die Ver

folgung der Bewegung demonstriert. 

Die rund drei Dutzend starke Gruppe 

setzte sich aus Staatsangehörigen ver

schiedener europäischer Länder - da

runter auch mehrere Deutsche -, der 

USA, Kanadas und Australiens zu

sammen.

Nach Angaben internationaler Pres

seberichte fanden sich die Ausländer 

(Zahlenangaben variierten zwischen 

33 und 35 Personen) am frühen Nach

mittag des 20. November zunächst 

unerkannt zu einer fotographischen 

Gruppenaufnahme auf dem Tianan- 

men-Platz zusammen. Überraschend 

verwandelten sich die Touristen da

raufhin in Demonstranten, indem ein 

Teil von ihnen sich in die Falun- 

gong-typische Meditationspose setzte, 

ein anderer Teil stehend Banner mit 

einschlägigen Aufschriften der Bewe

gung entrollte. Wie anlässlich zahlrei

cher Falungong-Proteste in den ver

gangenen beiden Jahren eingeübt, wa

ren zivile Sicherheitskräfte in Sekun

denschnelle zugegen, um die Demon

stranten aus ihren Posen zu zwingen 

und festzunehmen. Einige Augenzeu

gen berichteten über den vereinzel

ten Einsatz von Gewalt gegen die Fa

lungong-Anhänger, andere wiesen auf 

den im Kontrast zur früher beobach

teten polizeilichen Brutalität deutlich 

behutsameren Umgang mit den aus

ländischen Demonstranten hin. Spre

cher des chinesischen Außenministeri

ums betonten in ihren knappen Stel

lungnahmen zu dem Vorfall, dass man 

mit den Demonstranten „human und 

fair“ verfahren sei.

Die Sicherheitskräfte entfernten die 

Gruppe vom Platz und stellten die 

Personalien fest. Am Folgetag wur

den die Botschaften der verschiede

nen Herkunftsländer informiert, die 

in verschiedenen internationalen Be

richten (mit leichten Abweichungen) 

mit Deutschland, Schweiz, Schweden, 

Irland, Finnland, Frankreich, Spani

en, Kanada, USA und Australien an

gegeben wurden. Angaben über die 

Zahl deutscher Demonstranten vari

ierten zwischen acht und zehn Per

sonen. Das chinesische Außenministe

rium ließ sich die Gelegenheit nicht 

nehmen, um die ausländischen Diplo

maten ein weiteres Mal offiziell über 

den „üblen“ Charakter des „Falun- 

gong-Kultes“ aufzuklären. Sämtliche 

35 Personen wurden noch am selben 

Tag mit der Begründung aus dem 

Land ausgewiesen, sie hätten gegen 

das chinesische Versammlungs- und 

Demonstrationsrecht sowie gegen das 

Anti-Kult-Gesetz verstoßen.

Der Vorfall führt die weiten internatio

nalen Verflechtungen der Falungong- 

Bewegung vor Augen. Hatte Falun

gong zunächst vor allem in den USA, 

wo sich Li Hongzhi, der Gründer und 

Meister der Bewegung spätestens seit 

1998 aufhält, und in Kanada Zulauf 

gefunden, verteilt sich die Anhänger

schaft inzwischen über alle Kontinen

te, darunter auch Europa. Genauere 

Zahlen über Falungong-Anhänger sind 

nicht bekannt. Anlässlich öffentlicher

http://www.tibetinfo.net
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Auftritte und Proteste der Bewegung 

etwa in Deutschland lässt sich aber 

beobachten, dass neben im Ausland 

lebenden chinesischen Staatsangehöri

gen bzw. Deutschen chinesischer Her

kunft zunehmend auch Personen west

licher Herkunft unter den Anhängern 

sind.

Mit dieser internationalen Verflech

tung von Falungong liegt ein wich

tiger Faktor vor, der dafür spricht, 

dass die Bewegung weiterhin über um

fangreiche organisatorische, personel

le und finanzielle Ressourcen verfügt. 

Auch wenn die verschärften polizei

lichen, strafrechtlichen und sozialen 

Kontrollen in China dazu geführt ha

ben, dass die Aktivitäten weitgehend 

aus dem öffentlichen Leben verbannt 

worden sind, ist anzunehmen, dass die 

Bewegung durch diese ausländischen 

Ressourcen am Leben erhalten wird.

Die staatliche Führung Chinas scheint 

sich darauf einzustellen, den Falun- 

gong-Konflikt auf internationalem Ge

lände weiterzuführen. Besondere Pro

minenz wurde in den offiziellen chi

nesischen Medien etwa dem Fall ei

ner US-amerikanischen Staatsbürge

rin chinesischer Herkunft geschenkt, 

die der Falungong-Bewegung öffent

lich abgeschworen hat. Vor laufen

der Kamera distanzierte sie sich von 

dem als „Guru“ bezeichneten Li Hong- 

zhi und kritisierte die „Inkonsistenz“ 

seiner Lehre, die einerseits gesetzes

konformes Verhalten predige, ande

rerseits dazu aufrufe, auf dem Tian- 

anmen-Platz in Beijing Proteste ab

zuhalten. Die 37-jährige Teng Chun- 

yan war im Juli 2000 auf chinesi

schem Boden verhaftet und im No

vember desselben Jahres zu dreijähri

ger Haftstrafe verurteilt worden (vgl. 

C.a., 2000/11, Ü 14). Sie war für schul

dig befunden worden, Staatsgeheim

nisse ausspioniert und ausländischen 

Organisationen zur Verfügung gestellt 

zu haben - konkret hatte es sich um 

Photographien von Falungong-Anhän- 

gern gehandelt, die in eine psychi

atrische Klinik in Beijing eingewie

sen worden waren; die Photos wa

ren damals in die Hände westlicher 

Journalisten gelangt. (XNA, 21.11.01; 

Hong Kong AFP, 20., 21., 22.11.01, 

nach FBIS, 20., 21., 22.9.01; China 

National Radio Taiwan Service, Bei

jing, 22.11.01, nach BBC PF, 22.11.01; 

SCMP, 21., 22.11.01; AWSJ, 21.11.01; 

FAZ, 21.11.01; NZZ, 21.11.01) -hol-

11 Anhaltende Sicherheits

probleme im Kohlebergbau 

- Maßnahmen gegen „loka

len Protektionismus“

Die Reihe schwerer Bergwerksun

glücke, die sich in diesem Jahr in 

verschiedenen Landesteilen Chinas ge

häuft haben, hat sich im Novem

ber fortgesetzt. Sechs kurz aufeinan

der folgende Explosionen in Kohle

bergwerken haben Anlass für eine In

tensivierung staatlicher Kontrollmaß

nahmen geführt, die unter anderem 

verschärfte Sanktionen gegen zustän

dige Regierungsfunktionäre auf lokaler 

Ebene vorsehen.

In einem Zeitraum von nur neun Ta

gen zwischen dem 14. und 22. Novem

ber kam es in sechs Kohlebergwerken, 

davon fünf in der nordchinesischen 

Provinz Shanxi und eines in der nord

ostchinesischen Provinz Shandong, zu 

schweren Explosionen. Insgesamt ka

men bei den Unfällen, die auf mangel

hafte Entlüftungsvorrichtungen in den 

Kohleminen zurückzuführen sind, 113 

Bergarbeiter ums Leben.

In Reaktion auf die Häufung von 

Bergwerksunglücken schaltete das Bü

ro des Staatsrats für Überwachung der 

Produktionssicherheit am 26. Novem

ber eine landesweite Telefonkonferenz, 

auf der gemeinsam mit lokalen Regie

rungsvertretern die Ursachen des Phä

nomens erörtert wurden. Als Haupt

probleme im Bereich der Bergwerkssi

cherheit wurden die folgenden Aspek

te konstatiert:

• Nachlässigkeit zuständiger loka

ler Regierungsfunktionäre, ins

besondere auf Kreis- und Ge

meinde-Ebene: Viele hielten die 

von der Zentralregierung einge

setzten Überwachungsmaßnah- 

men, insbesondere zur Kontrol

le kleinerer Kohlebergwerke, für 

überflüssig und ließen es daher 

an der effektiven Umsetzung die

ser Maßnahmen fehlen. „Loka

ler Protektionismus, Bürokratis

mus und Formalismus“ unter lo

kalen Funktionären seien ver

breitete Phänomene, die häu

fig dazu verleiteten, persönli

chen oder kommunalen Eigen

nutz über den Schutz der Pro

duktionssicherheit zu stellen.

• Besitzer insbesondere kleinerer 

Kohlebergwerke hätten aus Pro

fitgier die Sicherheitsvorschrif

ten des Staatsrats missachtet 

und riskierten damit bewusst 

das Leben und die Gesundheit 

der Bergarbeiter. Die Kohleprei

se, die auch aufgrund der kal

ten Witterung zuletzt angestie

gen wären, hätten zu dieser Ent

wicklung noch beigetragen.

• Die für die Überwachung der 

Produktionssicherheit zuständi

gen Regierungsbehörden auf lo

kaler Ebene haben die von 

der Zentralregierung angeordne

te Schließung und Sicherheits

überprüfung kleiner Kohleberg

werke nicht effektiv umgesetzt 

und eklatante Sicherheitsmän

gel unbeachtet gelassen. Ob

ligate Routineinspektionen sei

en nur oberflächlich und oh

ne Rücksicht auf die komple

xen technischen Hintergründe 

der Bergwerkssicherheit durch

geführt worden. Aus früheren 

Unfällen habe man keine Lehren 

gezogen und Warnungen von Si

cherheitsexperten in den Wind 

geschlagen.

Als Konsequenz aus den jüngsten Un

fällen wurde nun vom Staatsrat an

gekündigt, die Überwachungsmaßnah- 

men im Bergbau weiter zu verschär

fen. Zum Ersten wurde angeordnet, 

die im Frühjahr 2001 verfügte endgül

tige Schließung aller kleineren Kohle

bergwerke, in denen eklatante Sicher

heitsmängel festgestellt worden sind, 

mit aller Entschiedenheit durchzufüh

ren (vgl. C.a., 2001/5, Ü 15); strengs

tens müsse auch verhindert werden, 

dass bereits geschlossene Bergwerke 

den Betrieb im Stillen wieder aufnäh

men. Um in Zukunft solide Sicher

heitsvorkehrungen in Kohleminen zu 

gewährleisten, müssten das bestehen

de System betrieblicher Zertifizierung 

strikt angewandt werden. In Bergwer

ken, die über entsprechende Lizenzen 

verfügen, solle durch stichprobenar

tige Kontrollen sichergestellt werden, 

dass die Sicherheitsmaßnahmen auch 

dauerhaft befolgt würden.

Wie aus offiziellen Statistiken hervor

geht, wurden in den ersten zehn Mo

naten dieses Jahres 11.882 kleinere 

Kohleminen geschlossen. Nach Anga

ben der Staatlichen Kommission für 

Wirtschaft und Handel sind von der



CHINA aktuell - 1190 - November 2001

Zentralregierung insgesamt 540 Mio. 

RMB Yuan für Projekte zur Erhöhung 

der Produktionssicherheit in Kohle

bergwerken bereitgestellt worden.

Verschärft wurden ferner die Sanktio

nen gegen lokale Regierungsfunktio

näre, die zukünftig stärker zur Re

chenschaft gezogen werden sollen. Da

nach sollten im Fall von Bergwerks

unglücken nicht nur die Bergwerks

betreiber, sondern auch die für die 

Überwachung der Bergwerkssicherheit 

und für die betriebliche Zertifizierung 

zuständigen Verwaltungsbehörden be

langt werden.

Unterdessen stellten die für Produkti

onssicherheit zuständigen Stellen des 

Staatsrats und der zentralen Partei

behörden ihre Entschlossenheit un

ter Beweis. So berichteten die offizi

ellen Medien in mehreren Fällen da

von, dass lokale Funktionäre, die die 

Verantwortung für frühere Bergwerks

unglücke trügen, vom Dienst suspen

diert worden seien und eingehenden 

disziplinarischen Untersuchungen un

terzogen würden. Im Fall des schwe

ren Bergwerksunglücks im Kreis Nan- 

dan in der Autonomen Region Guang- 

xi vom Juli dieses Jahres (vgl. C.a., 

2001/7, Ü 25, 2001/8, Ü 14) et

wa werden elf verantwortliche Perso

nen, darunter mehrere Partei- und Re

gierungsfunktionäre auf Bezirksebene, 

belangt. Angekündigt wurde ferner, 

dass die für die jüngsten Minenexplo

sionen in der Provinz Shanxi zustän

digen Regierungsfunktionäre zur Re

chenschaft gezogen würden; vier Per

sonen seien bereits verhaftet worden.

Bezeichnend an den verschärften 

staatlichen Sanktionsmaßnahmen ist 

der Versuch, den wachsenden gesell

schaftlichen Unmut über die Häu

fung der Bergwerksunglücke zu in

strumentalisieren, um den verbreite

ten Missständen beizukommen. So 

zitierte die Xinhua-Nachrichtenagen- 

tur einen offiziellen Regierungsvertre

ter, der das Phänomen des „lokalen 

Protektionismus“ für die Sicherheits

mängel verantwortlich machte. Eine 

Gegenstrategie formulierte er mit den 

Worten: „Leitende Vertreter lokaler 

Regierungen werden für ihre adminis

trative und kriminelle Verantwortung 

zur Rechenschaft gezogen werden [... 

Wir werden] intensiven gesellschaft

lichen Druck aufbauen, um solche 

Unfälle in Zukunft zu verhüten.“

Hier zeichnet sich ein strategischer 

Schulterschluss zwischen der Zentral

regierung und der gesellschaftlichen 

Basis ab, der darauf abzielt, die un

teren Verwaltungsebenen einer stär

keren öffentlichen Kontrolle vor Ort 

zu unterziehen. Allerdings ist fraglich, 

ob eine derartige Kollusion geeignet 

ist, den gewünschten Druck zu er

zeugen, um dem Problem des „loka

len Protektionismus“, das gegenwär

tig im Zuge des WTO-Beitritts Chinas 

intensiv diskutiert wird, wirkungsvoll 

zu begegnen. (RMRB, 27.11.01; Fazhi 

Ribao, 22.11.01; Xinhua, 11.10., 26., 

27.11.01, nach BBC PF, 11.10., 26., 

27.11.01; XNA, 22., 28.11.01; SCMP, 

26.11.01) -hol-

12 Korruption im Polizeiappa

rat

Das Ergebnis einer internen Untersu

chung staatlicher Behörden hat erge

ben, dass die Polizei in der Öffent

lichkeit als das korrupteste unter al

len staatlichen Organen wahrgenom

men wird. Die Untersuchung war zwi

schen 1997 und 1999 auf Veranlas

sung der Zentralen Disziplinkontroll

abteilung des ZK der Kommunisti

schen Partei durchgeführt worden. Ih

re Ergebnisse wurden Mitte November 

von dem Minister für Öffentliche Si

cherheit, Jia Chunwang, auf einer Ta

gung mit Vertretern von Polizeibehör

den aus dem ganzen Land, selbstkri

tisch beleuchtet.

Auf der Tagung präsentierte Jia Chun

wang eine Namensliste von 550 hö

heren Polizeibeamten, die sich in den 

zurückliegenden zwei Jahren schwe

re Korruptionsverbrechen zu Schul

den hatten kommen lassen. Der Minis

ter mahnte dringend an, das negative 

Image der öffentlichen Sicherheitskräf

te aufzubessern, das an einem Tief

punkt angelangt sei.

Nach Aussage eines chinesischen 

Rechtsexperten seien besonders un

ter Polizisten auf den unteren lokalen 

Ebenen korrupte und andere kriminel

le Aktivitäten weit verbreitet. Zu den 

üblichen Verbrechen zählten die Teil

nahme an Erpressernetzwerken in den 

Bereichen Geldspiel, Prostitution und 

Drogenhandel, die willkürliche Erhe

bung von Bußgeldern und die Fest

nahme von Personen ohne amtliche 

Befugnis. Auch der Schutz von Ma

fiaorganisationen gegen Schmiergelder 

finde unter Polizeikräften zunehmend 

Verbreitung. Ferner hätten der un

autorisierte Besitz und Gebrauch von 

Schusswaffen und der Einsatz brutaler 

Gewalt gegen Inhaftierte zur Erpres

sung von Geständnissen im vergan

genen Jahr signifikant zugenommen. 

(The Straits Times, 22.11.01) -hol-

13 Zusammenarbeit mit

„Transparency Internatio

nal“ in Berlin im Bereich 

der Korruptionsbekämpfung

Wie im November bekannt geworden 

ist, hat sich die chinesische Führung 

offiziell zur Kooperation mit „Trans

parency International“ (TI), einer in

ternational tätigen Nichtregierungsor

ganisation mit Sitz in Berlin, im Be

reich der Korruptionsbekämpfung ent

schlossen.

Als weltweit tätige gemeinnützige Or

ganisation hat sich TI zum Ziel ge

setzt, internationale und nationale 

Korruption unter Einbeziehung des 

Staates, der Zivilgesellschaft und der 

Wirtschaft nachhaltig zu bekämp

fen. Die Nichtregierungsorganisation 

konzentriert sich dabei auf die Iden

tifizierung von best practices im insti

tutionellen Bereich, die der Korrup

tion entgegenwirken. Zur Schärfung 

des öffentlichen Bewusstseins veröf

fentlicht TI jährlich einen Index der 

Korruptionswahrnehmung (Corrup- 

tion Perception Index, CPI), der die 

Ergebnisse verschiedener Umfragen 

zur Korruption in einzelnen Län

dern erfasst. Im jüngsten CPI vom 

Jahr 2001, der eine Rangliste von 91 

Ländern weltweit bildete, rangierte 

China gemeinsam mit Argentinien 

auf Platz 57 und damit nur knapp 

oberhalb des untersten Drittels der 

Länder mit der stärksten wahrge

nommenen Korruption. (Zur besseren 

Einordnung: An den ersten Stellen 

des CPI rangierten Finnland, Däne

mark und Neuseeland; an den letz

ten Stellen Indonesien, Uganda, Ni

geria und Bangladesh) (www.trans

parency.org/documents / epi / 2001/epi 

2001.html).

IT gibt ferner seit 1999 im zweijähr

lichen Rhythmus einen so genann

ten Bribe Payers Index (BPI) he

raus, der die Zahlung von Schmier

geldern durch Unternehmen aus den 

http://www.transparency.org/documents
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19 führenden Exportländern an hoch

rangige Beamte und Regierungsver

treter misst. Im BPI des Jahres 

1999 rangierte die VR China (ein

schließlich Hongkongs) nach Taiwan 

und Südkorea auf dem 19. und da

mit letzten Platz der Rangliste, die 

von den weitgehend „korruptionsfrei

en“ Ländern Schweden, Australien 

und Kanada angeführt wird (www. 

transparency.org/documents/cpi/1999 

/index.de.html).

Offenbar um das internationale Image 

Chinas als Investitionsstandort und 

weltwirtschaftlicher Partner besorgt, 

hat die chinesische Führung seit dem 

vergangenen Jahr Versuche einer Kon

taktanbahnung durch TI erwidert. 

Kooperationspartner auf chinesischer 

Seite ist eine an der namhaften Qing- 

hua-Universität in Beijing angesie

delte Forschungsstelle für die Über

wachung der öffentlichen Verwaltung 

(jiancha xuehui), die unter der Kon

trolle der einflussreichen Disziplinkon

trollkommission des ZK der Kommu

nistischen Partei steht. Ein erster Be

such von TI-Vertretern in Bejing fand 

im Mai 2000 statt, ein weiteres Tref

fen folgte anlässlich der Jahressitzung 

von TI im September 2000 in Ottawa, 

ein offizieller Gegenbesuch einer chine

sischen Delegation im Hauptsitz von 

TI in Berlin im Februar dieses Jahres. 

Die chinesische Seite entsandte außer

dem Vertreter auf die „lOth Internatio

nal Anti-Corruption Conference“ An

fang Oktober 2001 in Prag, die wie

derum TI-Vertreter zu einem Besuch 

in China im April 2002 einluden - ei

ne Geste, die von der Nichtregierungs

organisation als offizielle Anerkennung 

ihrer Arbeit gewertet wird.

Der hauptsächliche Beweggrund 

Chinas für die Zusammenarbeit mit 

TI ist in dem Wunsch zu suchen, 

das internationale Image Chinas zu 

verbessern. Gerade auch vor dem 

Hintergrund des Beitritts Chinas zur 

Welthandelsorganisation dürften die 

Bemühungen um Transparenz und 

Abbau der Korruption besondere 

Dringlichkeit erhalten haben. So hat 

China angeboten, zukünftig an der 

Erstellung des CPI als auch des BPI 

mitzuwirken und relevante Daten zur 

Verfügung zu stellen. Wie Liao Ran, 

ein Mitarbeiter von TI in Berlin ur

teilte, habe die chinesische Seite ver

standen, dass sie durch eine konstruk

tive Zusammenarbeit im Bereich der

Korruptionsbekämpfung selbst dazu 

beitragen könne, das internationale 

Image des Landes zu verbessern.

Neben der Sorge um das äußere Er

scheinungsbild Chinas scheint aber 

auch der Wunsch der chinesischen 

Führung nach einer effektiven Be

kämpfung der endemischen Korrupti

on im eigenen Land einen Ausschlag 

für die Kooperationsbereitschaft zu 

geben. Der von TI vertretene wert

freie institutionalistische Ansatz der 

Korruptionsbekämpfung scheint dabei 

aus chinesischer Sicht als Modell gut 

geeignet, zumal TI explizit darauf 

verzichtet, Einzelfälle von Korruption 

zu untersuchen oder Individuen anzu

klagen. Kernstück der Zusammenar

beit ist zunächst das von TI erstell

te umfassende „Handbuch für nationa

le Integritätssysteme“ („National In- 

tegrity Source Book“), das von der 

Forschungsstelle der Qinghua-Univer- 

sität inzwischen vollständig ins Chi

nesische übersetzt worden ist. Das 

Standardwerk beschreibt praktische 

Schritte für institutionelle Reformen, 

die in den verschiedenen gesellschaft

lichen Bereichen - staatliche Organe, 

Medien, Zivilgesellschaft und privater 

Unternehmenssektor - unternommen 

werden können, um über die straf

rechtliche Verfolgung hinaus Korrup

tion nachhaltig einzudämmen.

Die Zusammenarbeit mit TI lässt 

hoffen, dass die chinesische Führung 

aus dem Repertoire international er

probter best practices der Korrupti

onsbekämpfung tatsächlich substan

zielle Anregungen für institutionel

le Reformen des politischen und ge

sellschaftlichen Systems bezieht. Auch 

wenn auf chinesischer Seite zunächst 

Pu&Zic-ÄeZatwns-Erwägungen im Vor

dergrund stehen dürften, so wird 

die internationale Kooperationsbereit

schaft. in jedem Fall der Transpa

renz staatlichen Handelns und dem 

internationalen Image Chinas zuträg

lich sein. (The Straits Times, 21.11.01; 

www.transparency.org; telephonisches 

Interview mit Herrn Liao Ran, Mitar

beiter von TI in Berlin am 10.12.01) 

-hol-

14 Gehaltserhöhungen im öf

fentlichen Dienst

Gemäß einer Meldung der Nachrich

tenagentur Xinhua wurden die Gehäl

ter von staatlichen Bediensteten und 

Angestellten in öffentlichen Einrich

tungen rückwirkend zum 1. Oktober 

dieses Jahres erhöht.

Laut offiziellen Angaben wurden die 

monatlichen Bezüge von Staatsbe

diensteten im Durchschnitt um 80 

RMB Yuan erhöht. Es handelte sich 

um die zweite Gehaltsaufbesserung im 

öffentlichen Dienst in diesem Jahr, 

nachdem bereits Anfang 2001 eine 

Gehaltserhöhung von durchschnittlich 

100 RMB Yuan pro Monat beschlos

sen worden war. Die Bezüge von Pen

sionären sind in die Maßnahme einge

schlossen.

Der Schritt zielt zum einen darauf 

ab, die inländische Nachfrage anzu

kurbeln und damit die noch immer 

latenten deflationären Tendenzen ab

zubauen. Zum anderen wird die Ge

haltserhöhung in den Kontext der Re

form der sozialen Einkommensvertei

lung gestellt. Sie soll dazu beitra

gen, der Schlechterstellung öffentlicher 

Bediensteter im Einkommensbereich 

abzuhelfen und damit die verbreite

te Korruption einzudämmen. Durch 

die Gehaltserhöhung - die fünfte seit 

1989 - versucht man, den öffentlichen 

Dienst für hochqualifizierte Fachkräf

te attraktiver zu machen.

Was die entstehenden Mehrkosten an

geht, wurde bestimmt, dass neun 

Provinzen und regierungsunmittelba

re Städte (auf Provinzebene) in den 

entwickelten Regionen Ostchinas, da

runter auch Beijing und Guangdong, 

die Gehaltserhöhungen aus den loka

len Haushalten zu decken hätten. In 

den restlichen Provinzen dagegen wer

de die Zentralregierung für die zusätz

lichen Kosten aufkommen, um die oh

nehin stark beanspruchten Haushalte 

der ärmeren Regionen nicht weiter zu 

belasten. (XNA, 7.11.01) -hol-

Wissenschaft, Bildung,

Gesellschaft, Kultur

15 Innovative Forschung an der 

Akademie der Wissenschaf

ten

Die Chinesische Akademie der Wis

senschaften wurde 1998 zur zentralen
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